
 

 

Stellungnahme des VDAT – Verband der Automobil Tuner e.V. zum Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr zur geplanten Neufassung der 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) und weiterer Vorschriften 

 

Allgemeines 

Das Teilegutachten-System (TGA) wurde seinerzeit neben der ABE-Genehmigung ins 

Leben gerufen, um die Arbeitsbelastung der Abteilung Typgenehmigung des KBA zu 

reduzieren. Der Vorteil des TGA für die Unternehmen: Kürzere Bearbeitungszeiten als im 

Genehmigungsverfahren, dadurch die Möglichkeit einer zeitlich früheren Vermarktung von 

„geprüften Bauteilen“ – verbunden mit der zwingenden Durchführung einer 

Änderungsabnahme nach Fahrzeugumrüstung.  

Auch aktuell wird der Zeitraum zwischen Beantragung und Genehmigung von vielen VDAT-

Mitgliedern als „zu wenig marktgerecht“ kritisiert.  

Der Entfall der im ersten Referentenentwurf enthaltenen Übergangsfristen für die 

Beantragung von Teilegutachten und Nachträgen nach Inkrafttreten der neuen StVZO, führt 

aus Sicht des VDAT zu einer weiteren, vermeidbaren Belastung der Unternehmen und des 

KBA. 

Bereits in der Stellungnahme des VDAT zum ersten Referentenentwurf (21.03.2022) wurde 

dargestellt, dass eine Handhabung in Verkehr befindlicher TGA nach der bisherigen § 19.3 

Regelung über einen Zeitraum von mindestens 60 Monaten (am Produkt-Marktzyklus 

orientiert) nach Inkrafttreten der neuen StVZO erforderlich wäre. 

Mit Blick auf einen einheitlichen Umgang der Prüforganisationen mit bestehenden TGA nach 

der Übergangsfrist wäre eine Verlautbarung des BMDV wünschenswert, dass TGA weiterhin 

als qualifizierte Grundlage für Eintragungen im Einzelgenehmigungsverfahren herangezogen 

werden können. 

 

Zu § 5 Wirksamkeit der Betriebserlaubnis 

Die überwiegende Übernahme von Formulierungen des bisherigen § 19 in die §§ 5 und 6 

wird mit Blick auf das BGH-Urteil vom 11.12.2019 (Zivilsenat, Az.: VIII ZR 361/18) zum 

Erlöschen der Betriebserlaubnis (BE) als kritisch, möglicherweise sogar als rechtsfehlerhaft 

beurteilt. 

Das Urteil des BGH steht aus Sicht des VDAT in Konflikt u.a. mit der Formulierung des § 5 

(1) Satz 2.  

Begründung: sofern eine Gefährdung nach BGH-Urteil nicht im Einzelfall nachgewiesen 

wird, erlischt die Betriebserlaubnis nicht. 



In der Praxis geht das häufig mit der Konsequenz einher, dass Polizeikräfte - gestützt auf 

den bisherigen Verordnungstext - von einem Erlöschen der BE ausgehen und danach 

handeln, obwohl die BE bei Beachtung des BGH-Urteils überhaupt nicht erloschen ist. 

Es wird daher der Bedarf gesehen, die Wirkung des BGH-Urteils zum Erlöschen der BE im 

Referentenentwurf zur neuen StVZO zu berücksichtigen und alle betroffenen Passagen des 

Verordnungstextes entsprechend anzupassen. 

 

Zu § 6 Erhalt der Betriebserlaubnis 

Auch hier besteht aus Sicht des VDAT ein Konflikt zwischen § 6 Absatz 1 Nr. 3 und dem BGH-
Urteil Az.: VIII ZR 361/18:  

„Werden bei Teilen nach Nummer 1 oder 2 in der Bauartgenehmigung, der Betriebserlaubnis, 
der nationalen Teiletypgenehmigung oder der Genehmigung aufgeführte Einschränkungen 
oder Einbauanweisungen nicht eingehalten, erlischt die Betriebserlaubnis des Fahrzeugs.“ 

Werden alle in Einbauanweisungen aufgeführten Einschränkungen oder Auflagen 
eingehalten und ergibt sich kein Gefährdungssachverhalt oder Verschlechterungen des 
Abgas- oder Geräuschverhaltens führt dieses aus Sicht der BGH-Richter nicht automatisch 
und zwingend zum Erlöschen der BE – vielmehr ergäbe sich nach dem Bußgeldkatalog nur 
der Sachverhalt: „…Führen eines nicht vorschriftenkonformen Fahrzeugs“. Siehe dazu eine 
der Kernaussagen des BGH-Urteils. 

Es wird daher der Bedarf gesehen, die Wirkung des BGH-Urteils zum Erlöschen der BE im 

Referentenentwurf zur neuen StVZO zu berücksichtigen und den Verordnungstext an allen 

notwendigen Passagen entsprechend anzupassen. 

Nachstehend eine Kernaussage des Urteils zur bestehenden StVZO § 19 Abs 2 Satz 2 Nr. 

2: 

„Die Betriebserlaubnis für ein Fahrzeug erlischt im Falle nachträglicher Veränderung 

(Verhandlungsgegenstand: Montage nicht zugelassener Felgen) nur dann, wenn diese mit 

einem gewissen Grad an Wahrscheinlichkeit eine Gefährdung für andere Verkehrs-

teilnehmer verursachen. Dabei haben Behörden und Gerichte für jeden Einzelfall zu 

ermitteln, ob die betreffende Veränderung eine Gefährdung von Verkehrsteilnehmern nicht 

nur für möglich erscheinen, sondern erwarten lässt! 

 

Zusammenfassung der Anmerkungen zu den §§ 5 und 6 

Mit dem Entwurf zur neuen StVZO sollten die aus Sicht des VDAT, insbesondere zum BGH-
Urteil Az.: VIII ZR 361/18 bestehenden „Konflikte“, dem aktuellen Rechtsstand angepasst 
werden. 

 

Zu § 9 Genehmigungspflichtige Teile / § 55 Geräuschentwicklung u. Schalldämpfer-
anlage 

Formulierung: (1) „Fahrzeugteile, die nach Absatz 1 oder 2 genehmigt sein müssen, dürfen 
zur Verwendung im Geltungsbereich dieser Verordnung nur feilgeboten, veräußert, erworben 
oder verwendet werden, wenn sie mit einem amtlichen vorgeschriebenen Prüfzeichen 
gekennzeichnet sind.“ 

Zweifelsfrei richtet sich der Geltungsbereich der StVZO nur an Fahrzeuge, die am öffentlichen 
Straßenverkehr teilnehmen. 



Aus Sicht des VDAT könnte die besondere Ausnahmebenennung von Schalldämpferanlagen 
und Austauschschalldämpferanlagen für den Motorsport in § 55 Geräuschentwicklung und 
Schalldämpferanlage Absatz (3) zu Fehlinterpretationen mit Bezug auf § 9 (1) führen. 

Da der § 55 (3) ebenso die Formulierung „…im Geltungsbereich dieser Verordnung….“ 
beinhaltet, scheint die Formulierung: „Satz 1 gilt nicht für…“  entbehrlich. 

Erscheint der Zusatz aus Sicht des BMDV nicht entbehrlich, wäre es aus Gründen der Klarheit 
wünschenswert, auch dem § 9 einen Rennsport-Zusatz hinzuzufügen. 

 

Zu § 74 Übergangsbestimmungen 

Wie bereits unter „Allgemeines“ angemerkt, wäre nach Inkrafttreten der neuen StVZO ein 

Zeitfenster von mindestens 60 Monaten für die Anwendung von in Verkehr befindlichen TGA 

nach den bestehenden Regelungen der alten StVZO § 19 Absatz 3 Nummer 4 

wünschenswert. 

Um „individuellen Interpretationen“ (z.B. durch Prüforganisationen) hinsichtlich der weiteren 

Verwendung von Teilegutachten vorzubeugen, ist aus Sicht des VDAT eine Klarstellung 

dahingehend anzustreben, dass TGA auch nach Ablauf der Übergangsfrist als Grundlage für 

Eintragungen im Einzelgenehmigungsverfahren herangezogen werden können. 

Wie unter „Allgemeines“ ebenfalls bereits angemerkt, setzt sich der VDAT nachdrücklich 

dafür ein, dass die im ersten Referentenentwurf (§72 Absatz 2 Satz 3) enthaltene Regelung 

auch im aktuellen Verordnungsentwurf zur StVZO aufgenommen wird: 

„Teilegutachten gemäß § 19 Absatz 3 Nr. 4 in der vor dem Datum des [einsetzen: Datum 

des Tages des Inkrafttretens dieser Verordnung] geltenden Fassung können lediglich bis 

zum [einsetzen: Datum des Tages [12 Monate] nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Verordnung] neu erstellt werden. Bestehende Teilegutachten können auch nach dem 

vorgenannten Datum nicht mehr erweitert werden. 

Begründung: Die Beibehaltung der Übergangsfrist kommt aus Sicht des VDAT sowohl dem 

KBA als auch den Unternehmen entgegen.  
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VDAT – Verband der Automobil Tuner e.V. 
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Tel.: 02638 94  
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